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Meischberger & Co
Das Buch analysiert anhand der großen 
Affären um Grasser & Meischberger, 
Eurofighter, Hypo und Bawag 
Fehlentwicklungen im  
Bereich Politik & 
Wirtschaft.

Das geld & die Macht
Individuelle Gier, Parteienfinanzierung auf  
verschlungenen Wegen, Justizversagen an der 
Schnittstelle zwischen Politik & Wirtschaft. 
NEWS veröffentlicht die geheimen  
Dokumente, die belegen, wie Deals mit  
Parteien im Hintergrund wirklich laufen.
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E
xzessive individuelle 
Gier, legalisierte Kor-
ruption, Justizversagen, 
Parteienfinanzierung,  

Wirtschaftskriminalität. Das 
sind die zentralen Themen im 
neuen Buch „Land der Diebe“ 
von NEWS-Chefreporter 
Kurt Kuch, das diese Woche 
im Ecowin-Verlag, bei dem 
schon Altkanzler Wolfgang 
Schüssel, Kardinal Christoph 
Schönborn, EU-Kommissar 
Franz Fischler und NEWS-
Autorin Susanne Scholl pub-
lizierten, erscheint. 

Die angesehene „Süddeut-
sche Zeitung“ schrieb diese 
Woche über Kuchs Buch: 
„Das 237-seitige Werk sagt 
viel aus über die Selbstbedie-
nungsmentalität der höheren 
Kreise.“ 

Harte systemkritik. Das Buch 
ist eine umfassende Analyse 
der Fehlentwicklungen unse-
res politischen Systems, das 
Fälle wie Buwog, Bawag, 
Hypo und viele mehr möglich 
macht. Zugleich wird minuti ös 
beschrieben, wie und warum 
es in derartigen Causen an der 
Schnittstelle zwischen Politik 
und Wirtschaft immer wieder 
zu einem Versagen der Kon-
troll- und Strafverfolgungs-
behörden kommt.

Die neue Qualität der 
Dreistigkeit beim wechselseiti-
gen Geben und Nehmen zwi-

schen Politik und Wirtschaft 
wird mit zahlreichen, teils 
noch unveröffentlichten Affä-
ren belegt. Ebenso umfassend 
wird das Versagen der Justiz 
und der Gesetzgebung bei der 
Bekämpfung legalisierter, aber 
auch illegaler Korruption auf-
gezeigt.

legalisierte Korruption. Penibel 
wird beschrieben, warum ziel-
gerichtet verhindert wird, die 
dringendst nötigen gesetzli-
chen Grundlagen zur Bekämp-
fung der Korruption zu schaf-
fen, wie Österreich in interna-
tionalen Korruptionsrankings 
Jahr für Jahr Plätze verliert 
und in einzelnen Studien be-
reits gleichauf mit Bulgarien 
liegt – weit entfernt vom Sta-
tus skandinavischer und west-
europäischer Staaten.

Und es wird dokumentiert, 
wie die zuständigen Strafver-
folgungsbehörden, die gerade 
in Fällen von Wirtschafts-
kriminalität oft Legionen von 
hochbezahlten Staranwälten 
gegenübertreten müssen, per-
sonell ausgehungert werden – 
und die Politik in Einzelfällen 
sogar Einfluss auf Ermittlun-
gen nimmt. Besonders hart 

fällt die Kritik am heimischen 
Parteienfinanzierungsgesetz  
aus, das als „zahn- und sankti-
onslos“ beschrieben wird und 
Österreich „zu einem Paradies 
für Lobbyisten“ mache.

sonderfall Kärnten. Der Kreis 
zwischen Geben und Neh-
men, zwischen Politik und 
Wirtschaft, zwischen legali-
sierter Korruption und feh-
lenden gesetzlichen Grund-
lagen schließt sich in Öster-
reichs südlichstem Bundes-
land. Nirgendwo sonst wurde 
die Verflechtung zwischen Po-
litik und Wirtschaft auch so 
offen – und mit einschlägigem 
Ergebnis – ausgelebt wie im 
Fall Hypo Alpe Adria.

Erstmals wird auch aus völ-
lig neuen Akten und Doku-
menten zitiert, die belegen, 
wie die Kärntner Justiz Ver-
fahren gegen politisch ein-
flussreiche Wirtschaftsbosse 
verjähren ließ. 

Festplattenkopie. Und es 
wird von Datensätzen einer 
Festplattenkopie der Kärnt-
ner Freiheitlichen berichtet, 
die den Verdacht erhärten, 
dass in der Ära Jörg Haiders 

in Kärnten ein sehr spezielles 
System der Parteienfinanzie-
rung installiert wurde, das bis 
in die heutige Ära des FPK-
Chefs Uwe Scheuch reicht.

Immunisierung. Weil zugleich 
auch die Mediengesetzgebung 
in Österreich zuweilen strikt 
und einschränkend gehand-
habt wird – das beste Beispiel 
war das gerichtlich verordnete 
Berichtsverbot für NEWS, als 
es im März 2010 über den ge-
samten Hypo-Ermittlungsakt 
verfügte –, hat der Medien-
rechtsanwalt Gerald Ganzger 
das Buch einer umfassenden 
rechtlichen Prüfung unterzo-
gen. Weil aber auch aus Tele-
fonüberwachungsprotokollen, 
aus Tonbandmitschnitten und 
aus Verschlussakten zitiert 
wird, wurde ein weiterer 
rechtlicher Kunstgriff vorge-
nommen: Das Buch wurde 
durch eine parlamentarische 

Anfrage des Grün-Abgeord-
neten Karl Öllinger medien-
rechtlich immunisiert. Denn 
über Verhandlungsgegen-
stände des Parlaments darf 
frei berichtet werden, auch 
wenn die Grenzen des öster-
reichischen Medienrechts be-
sonders eng sind. 

Die Blauen und ihre „agentur“.  
Gegen Ende der Recherche 
zum Buch wurde Kuch eine 
Kopie einer Festplatte der 
Kärntner Freiheitlichen zu-
gänglich gemacht. Unter den 
Datensätzen fanden sich zahl-
reiche Rechnungen, Verein-
barungen, Briefwechsel und 
weiteres Material der Firma 
„Connect Werbe- und Be-
ratungsagentur GmbH“, die 
im Alleineigentum der Frei-
heitlichen in Kärnten steht. 
Für diverse Beratungsleistun-
gen verrechnete die „ Connect“ 
zahlreichen Firmen enorme 
Summen.

Eine Rechnung, bei der ein 
Zusammenhang mit der Hypo-
Affäre besteht (die Rechnung 
war an den Provisio när 
 Stephan Zöchling gerichtet, 
der Hypo-Vorzugsaktien ver-
trieb), wurde im Buch ver-
öffentlicht.

Weitere Rechnungen und 
Verträge zu der im Buch ent-
hüllten Affäre werden jetzt in 
NEWS aufgedeckt (siehe Seite 
39). Die Liste der Rechnungs-
adressaten ist lang: Sie reicht 
von zahlreichen Baufirmen 
über die Agentur eines frühe-
ren ranghohen ÖVP-Mitar-
beiters bis hin zum Kärntner 
Anwalt Gert Seeber.

Der Grün-Abgeordnete 
Karl Öllinger fordert jetzt be-
reits eine Kontenöffnung bei 

der „Connect“ und den Kärnt-
ner Freiheitlichen. SPÖ-Bun-
desgeschäftsführer Günther 
Kräuter ortet einen „weit-
reichenden Sumpf der FPÖ-
Parteienfinanzierung“, und 
BZÖ-Generalsekretär Chris-
tian Ebner forderte FPK-Chef 
Uwe Scheuch prompt auf, 
„für Aufklärung“ zu sorgen. 
Die „Part of the game“-Zeiten 
seien vorbei, so Ebner in An-
spielung auf die von NEWS 
aufgedeckte Russen- und 
 Parteispendenaffäre, für die 
sich Scheuch demnächst vor 
Gericht verantworten muss.

Der nun aufgedeckte Fall, 
wonach Zahlungen als Bera-
tungsleistungen über eine par-
teieigene Agentur abgewickelt 
werden, wirft zudem auch auf 
Scheuchs „Part of the game“-
Affäre ein neues Licht.

Auf dem im Jänner 2010 
veröffentlichtem Tonband-
mitschnitt von einem Ge-
spräch Scheuchs mit einem 
Berater findet sich nämlich 
ein Satz, der aus heutiger Sicht 
neu bewertet werden muss. 
Gefragt, wie der Zahlungsfluss 
in Sachen Staatsbürgerschaft 
für einen russischen Investor 
abgewickelt werden könnte, 
antwortete Scheuch damals 
nämlich: „Über die  Modali- 
tät, die Art und Weise, muss 
man sich dann unterhalten. 
Ob es über eine Agentur läuft, 
das fände ich ganz gut, man 

muss nur irgendwie zuwi-
kommen.“

Das Versagen der Kärntner Justiz.  
Scheuch selbst kämpft derzeit 
darum, dass er in der „Part of 
the game“-Affäre nicht vor 
ein Kärntner Gericht gestellt 
wird. Bis Ende März will die 
Justiz festlegen, wo und wann 
gegen Scheuch verhandelt 
wird. Der FPK-Chef hofft, 
dass nicht in Kärnten ver-
handelt wird. Nur so sei ein 
„neutraler und fairer Prozess“ 
gewährleistet. Dabei scheint 
gerade die Klagenfurter Justiz 
die Samthandschuhe anzuzie-
hen, wenn es um Prominente 
geht. So wird im Buch ein 
Schriftverkehr zwischen der 
Oberstaatsanwaltschaft Graz 
und der für den Hypo-Skan-
dal zuständigen Staatsanwalt-
schaft Klagenfurt veröffent-
licht.

Am 4. April 2008 schrieb 
die OStA Graz im Zusammen-
hang mit der Swap-Affäre  
(bei der die Bank 300 Mil-
lionen Euro verlor) an die 
Klagen furter Kollegen. Es 
wäre zu prüfen, ob neben den 
Bankmanagern auch der Auf-
sichtsratsvorsitzende der Bank 
zur Verantwortung gezogen 
werden könne. Ausdrücklich 
weist die OStA darauf hin, 
dass „auf  die Verjährungs­
problematik“ Bedacht zu 
 nehmen sei. Dann geschah 
nichts.

Bis am 28. August 2009 das 
Büro für Interne Angelegen-
heiten (BIA) von den Klagen-
furtern einen Erhebungs-
auftrag erhielt. In der 
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FEHlENtWICKlUNgEN unseres systems  legalisieren 
Korruption und fördern förmlich individuelle gier- Exzesse.

ABrEcHNuNG & AuFDEckuNG. 
„Land der Diebe“, das neue Buch 
von NEWS-Politikchef kurt kuch.

,Es ist das Gesetz, das vieles  
möglich macht.‘
Bei uns ist erlaubt, wofür in zivilisierten Ländern sonst Haft droht.

,Wir ersuchen um baldige 
 Überweisung auf unser Hypo-Konto.‘
Standardfloskel aus den Rechnungen der blauen Agentur.

cLAuDIA BANDIoN-ortNEr. Die Justizministerin hat dringenden Handlungs-
bedarf bei Fällen an der Schnittstelle von Politik und Wirtschaft.  

Ernst strasser, EU-Mandatar & lobbyist
Dem früheren Innenminister ist ein eigenes kapitel gewidmet,  
das sich mit seiner Lobbyistentätigkeit auseinandersetzt.

Wolfgang Kulterer, Ex-Banker
Der frühere Hypo-chef muss sich derzeit vor Gericht verantworten.  
Im Buch werden auch Millionengeschenke an Politiker aufgerollt.

tilo Berlin, Ex-Hypo-Manager
Der Weiterverkauf der Hypo nach Bayern und die dabei angefallenen  
Millionengewinne für Berlin und seine Investoren werden durchleuchtet.

stephan Zöchling, Vermittler
Zöchling verdiente an der Vermittlung von Hypo-Vorzugsaktien. Die blaue  
Agen tur „connect“ erstellte eine Beratungs-rechnung für eine Zöchling-Firma.



 Zwischenzeit waren die 
 Bankmanager verurteilt wor-
den. Im  Urteil zu diesem 
 Verfahren wurde festgestellt, 
dass der Aufsichtsratsvor-
sitzende (der Wirtschaftsprü-
fer Karl-Heinz Moser) und 
sein Stellvertreter (der Chef 
der Grazer Wechsel seitigen, 
Othmar Ederer) schon im Mai 
2005 von den Swap-Verlusten 
informiert worden waren.  Zitat: 
„Dr. Karl­Heinz Moser und 
Dr. Othmar Ederer haben we­
der eine Aufsichtsratssitzung 
einberufen noch die weiteren 
Mitglieder in den Aufsichts­
ratssitzungen vom 24. 6. 2005, 
23. 9. 2005, 12. 12. 2005 über 
den in Rede stehenden Verlust 
in Kenntnis gesetzt. Erst in  
der Aufsichtsratssitzung vom 
5. 4. 2006 sei erstmals über die 
Verluste von 300 Millionen 
Euro informiert worden, nach­
dem diese Verluste bereits me­
dial dargestellt worden seien.“

Am 7. April 2010  verschickt 
die Staatsanwaltschaft Klagen-
furt dann die Benachrichti-
gung von der Einstellung des 
Verfahrens gegen Moser und 
Ederer „aufgrund eingetrete-
ner Verjährung hinsichtlich 
Faktum Swap-Verluste“. Das 
heißt: Obwohl die Justiz 
 frühzeitig das Problem der 
Ver jährung erkannte, hat man  
die Causa gegen die politisch 
exzellent vernetzten Wirt-
schaftsmanager einfach ver-
jähren lassen. 

Wenn das Justizministerium lügt.   
Auch das Justizministerium 
wird im Buch hart kritisiert. 
Österreich ist Mitglied der 
GRECO, der Staatengruppe 
im Europarat zur  Bekämpfung 
der Korruption. Die GRECO 
über prüft immer wieder die 
Maßnahmen ihrer Mitglieds-
länder zur Korruptionsbe-
kämpfung. 

Der im November 2007 er-
stellte Bericht zu Österreich 
fiel desaströs aus. Die GRECO 
gab gleich 24 (!)  Empfehlungen 
vor, die Österreich umsetzen 

sollte. Das vernichtende Er-
gebnis wollte das  zuständige 
Justizministerium lange nicht 
öffentlich machen. Erst am 19. 
Dezember 2008, also zu einer 
Zeit, wo Durchschnittsbürger 
andere Interessen haben, wur - 
de der  Veröffentlichungspflicht 
nach massiven internationalen 
Beschwerden nachgekommen. 
Zur Stellungnahme schöpfte 
man abermals die volle Frist 
aus. Erst am 31. Dezember 2009 
gab das Justizministerium 
seine Stellungnahme ab, die 
RS-Report heißt. 

Abgesehen davon, dass Ös-
terreich fünf wichtige Emp-

fehlungen überhaupt nicht 
umgesetzt hat, berichtete das 
Justizministerium an GRECO, 
dass in Österreich eine Anzei-
gepflicht für Rechnungshöfe 
bestünde.

 Nur drei Monate später er-
ging vom selben Ministerium 
eine sogenannte „Mitteilung“ 
an alle Dienststellen der Justiz 
und auch an die Rechnungs-
höfe. In dieser Mitteilung ver-
kündete das Justizministerium 
nun, dass in Österreich keine 
Anzeigepflicht für Rechnungs-
höfe besteht.

Der Willkür die tür öffnen. Das 
bedeutet nicht nur, dass 
GRECO falsch informiert 
wurde, sondern auch, dass der 
politischen Willkür nun Tür 
und Tor geöffnet wurde.

Entdeckt nun beispiels-
weise ein Landesrechnungs-
hof im Rahmen einer Prüfung 
eine Straftat, muss er diese 
nicht mehr bei der Justiz zur 
Anzeige bringen. Nun ist es 
aber so, dass Rechnungshöfe 
Stellen prüfen, die eine politi-
sche Führung mit klarer Ver-
antwortlichkeit haben.

Viele Landesrechnungshof-
direktoren verfügen nur über 

eine vierjährige Amtszeit und 
müssen dann von der jeweili-
gen Landtagsmehrheit wieder-
gewählt werden.

Frage: Von wem darf ernst-
haft erwartet werden, dass er 
seinen „Arbeitgeber“ aus 
freien Stücken und ohne Ver-
pflichtung bei der Staatsan-
waltschaft anzeigt, wenn der 
Angezeigte wenig später über 
die berufliche Zukunft des 
Anzeigers zu entscheiden hat? 

Der Fall zeigt zudem, dass 
es an der Zeit ist, die Forderun-
gen der Rechnungshöfe end-
lich umzusetzen, zumindest 
zehnjährige Amtszeiten der 
Behördenleiter einzuführen 
und die Wiederwählbarkeit 
derselben abzuschaffen.

KHg, Meischi & Co. Ausführlich 
werden im Buch auch die Cau-
sen Grasser und Meischberger 
beleuchtet, Akten des Ab-
wehramtes zum umstrittenen 
Eurofighter-Kaufvertrag pub-
liziert und das Geschäft mit 
Staatsbürgerschaften und 
Aufenthaltstiteln für „Inves-
toren“ beleuchtet.

Die akuteste politische 
Sprengkraft beinhaltet freilich 
das Kapitel über Parteien-
finanzierung am Beispiel  
der Kärntner Freiheitlichen.  
Hier wird in den nächsten 
Wochen noch umfassend zu 
klären sein, wer für welchen 
Zweck welche Summen be-
zahlt hat. n

Datensätze sind immer eine 
heikle Sache. Sie werden 
gesichert, immer wieder 

kopiert, versandt – und vor al-
lem: Sie enthalten versteckte 
Informationen, die es selbst 
nach Jahren möglich machen, 
festzustellen, wer wann wel-
ches Dokument erstellt und 
bearbeitet hat. Zahlreiche Da-
tensätze der Freiheitlichen in 
Kärnten liegen nun NEWS 
vor. Interessant sind dabei vor 
allem zahlreiche Rechnungen, 
Verträge, Schriftverkehr mit 
Behörden und der Finanz, die 
namens der „Connect Werbe- 
und Beratungsagentur GmbH“ 
im Alleineigentum der Partei 
erstellt wurden.

Die Datensätze legen den 
Verdacht nahe, dass die Frei-
heitlichen in Kärn-
ten in den letzten 
Jahren offenbar ein 
sehr spezielles Par-
teienfinanzierungs-
system  eingerichtet 
haben.

Geschäftsführer 
der „Connect“ ist 
Manfred Stromberger, 
seines Zeichens Land-
tagsabgeordneter und 
von 2003 bis 2009 
Landes geschäftsführer 
der Freiheitlichen in 
Kärnten.

Von Jörg Haider bis Uwe 
scheuch. Die gesicher-
ten Datensätze der Par-
tei reichen zurück bis 
ins Jahr 2003, jene der 
„Connect“ beginnen gleich 
mit der Gründung des Unter-
nehmens im Dezember 2006. 
Die meist recht kurz gehalte-

nen Rechnungen mit recht so-
liden Rechnungshöhen wer-
fen viele Fragen auf.

Denn die Begründun gen 
der Rechnungen sind oft sehr 

kurzgehalten. Es geht 
um „Layout-Beratung“, 
„Anrainer- Beratung“, um 
„Marketing-Beratung“ und 
andere recht pauschal gehal-
tene Beratungsleistungen.

Zentralfigur seeber. Besonders 
interessant scheint ein Daten-
satz, der eine „Vereinbarung“ 
mit dem renommierten 
Rechtsanwalt Gert Seeber be-
trifft. In dem Dokument heißt 
es: „Die Firma Connect Werbe­ 
und Beratungsagentur Ges.m. 
b.H. verfügt über ausgezeichne ­ 
te Kontakte zu mehreren Mit­
gliedern der Kärntner Landes­
regierung, insbesondere auch 
zum Wirtschafts­ und Touris­
musreferat, weiters zur Ge­
schäftsführung verschiedener 
Tochtergesellschaften des Lan­
des Kärnten oder solcher 
 Gesellschaften, die zumindest 
im maßgeblichen Einfluss des 
Landes Kärnten stehen. Eben ­ 
so verfügt die Connect Werbe­ 
und Beratungsagentur Ges.m. 
b.H. über gute Kontakte zu 
maßgeblichen Exponenten der 
Klagenfurter Stadtregierung 
(Stadtsenat) und zu verschie­
denen maßgeblichen Spitzen­
mandataren (Bürgermeistern, 
Vizebürgermeistern) weiterer 
Gemeinden in Kärnten.“

Und weiter: „Die Connect 
Werbe­ und Beratungsagentur 
Ges.m.b.H. ist daher in der 
Lage, Auftragserteilungen an 
Rechtsanwalt Dr. Gert Seeber 
zu fördern und Herrn Dr.  
Seeber in solchen Dingen stra­
tegisch zu beraten und auf  die 
Genehmigung und Zuerken­
nung ausreichend hoher Ver­
tretungshonorare einzuwirken. 
Die Firma Connect Werbe­ und 
Beratungsagentur Ges.m.b.H. 
wird sich daher bemühen,  
dass sowohl in diesem Jahr als 
auch in den Folgejahren ent­
sprechende Aufträge an die 
Rechtsanwaltskanzlei Dr. 

aufgedeckt: Die geheimen 
Rechnungen der blauen agentur
BRIsaNt. Eine Firma, die Kärntens Freiheitlichen gehört, schreibt zahlreiche Rechnungen 
für aufklärungswürdige Beratungsleistungen. Die Verantwortlichen schweigen sich aus.
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JUstIZVERsagEN. Ein vernichtender Bericht wird zurückgehalten, 
Verfahren verjähren, internationale Organisationen werden angelogen.

uWE ScHEucH. Die Agentur 
der kärntner Blauen wurde 
unter Haider gegründet, 
unter Scheuch schreibt sie 
noch immer rechnungen.

 

Othmar Ederer, graWe-Boss
Der einflussreiche chef der Grazer Wechselseitigen darf sich glücklich  
schätzen: Das Verfahren gegen ihn wurde „wegen Verjährung“  eingestellt.

Karl-Heinz Moser, steuerprofi
Der exzellent vernetzte Wirtschaftsprüfer kann sich freuen. Auch bei ihm 
stellte die klagenfurter Justiz „wegen Verjährung“ die Ermittlungen ein.

,Justizielle Sonderbehandlung für 
 Politiker ist keine Ausnahme.‘
Über kuriose Einstellungsbegründungen von Verfahren gegen  Politiker.

 



Gert Seeber erteilt werden, 
sei es Mandate im Auftrag des 
Landes Kärnten direkt oder 
durch im Einflussbereich des 
Landes Kärnten und/oder an­
derer Kärntner Gemeinden ste­
hende Gesellschaften wie bei­
spielsweise die Kärnten Touris­
mus Holding AG.“

Im Gegenzug – so ist zu 
 lesen – erhalte die „Connect“ 
eine „Akquisitionsprämie“, 
die in den Folgejahren „30 % 
zuzüglich Umsatzsteuer des 
Nettohonorars“ betragen sol-
le, sofern nicht in konkreten 
Fällen eine andere Vereinba-
rung getroffen werde. In den 
(versteckten) Meta daten der 
Datei ist als Erstellerin des 
Dokuments der Name 
einer Sekretärin Seebers 
eingetragen. Derartige 
Einträge müssen nicht 
 manuell vorgenommen 
werden, Programme 
wie „Word“ speichern 
im  Hintergrund Infor-
mationen wie den Na-
men des Erstellers, das 
Erstellungsdatum eines 
Dokumentes und vieles 
andere auto matisch.

Zudem existiert ein 
Word-Dokument vom 
Februar 2008 mit der 
R e c h n u n g s n u m m e r 
„1012008“ zu „Auf­
tragsakquisitionen“. Darin 
steht: „Sehr geehrter Herr Dr. 
Seeber! Wir dürfen hiermit im 
Sinne unserer mündlichen Ab­
machungen festhalten, dass 
wir unsere Akquisitionsprämie 
für die Erreichung der Man­
date in obig genannten Rechts­
angelegenheiten zugunsten Ih­
rer Kanzlei mit einem Pau­
schale von (…) € 240.000 ver­
rechnen.“ Und weiter: „Durch 
dieses großzügige Entgegen­
kommen helfen Sie uns, einen 
bei uns gegebenen momenta­
nen Liquiditätsengpass zu 
überbrücken. Selbstverständ­
lich bleibt davon unberührt 
unsere Verpflichtung, Auf­
träge zugunsten Ihrer Kanzlei 
zu akquirieren, für die von Ih­

nen schon Akontierungen an 
uns überwiesen wurden.“

In den Metadaten dieser 
Word-Datei wird als Erstelle-
rin des Dokuments eine Par-
tei-Sekretärin genannt.

stromberger: „Da kann ich 
nicht einfach so drüber reden.“ 
NEWS konfrontierte den 
„Connect“-Geschäftsführer  
und Politiker Manfred  
Stromberger am Dienstag 
 dieser Woche mit den Sach-
verhalten. Stromberger: „Das 
ist eine betriebsinterne Ge-
schichte. Ich muss mir das 
heute erst anschauen.“ Und 
zur Vereinbarung mit Seeber 
sagt Stromberger: „Das ist  
ein Geschäftspartner, da kann 

ich nicht einfach so drüber 
 reden.“ NEWS kontaktierte 
auch die Rechtsanwaltskanz-
lei Seebers, deponierte den 
Sachverhalt und bat um 
 Stellungnahme. In der Kanzlei 
hieß es, der Anwalt sei „der-
zeit außer Haus“, man werde 
ihn kontaktieren, er werde 
sich melden. Bis zu Redak-
tionsschluss von NEWS  
gab es keine Stellungnahme 
Seebers.

Die Red-Carpet-Rechnung. Stark 
ins Auge sticht eine Rechnung 
aus der Ära des Parteiob-
manns Uwe Scheuch. Am 6. 
Februar 2009 – somit kurz vor 
der so wichtigen Kärntner 
Landtagswahl, die am 1. März 

2009 stattfand – stellte die 
blaue „Connect“ die Rech-
nung Nummer 102/2009 an 
die Wiener Firma „Red Car-
pet Academy & Business Coa-
ching KG“. Die Rechnungs-
summe: schlappe 60.000 Euro. 
Der lapidare Rechnungstext: 
„Beratung Marketing-Kon-
zept“.

Unbeschränkt haftender 
Gesellschafter der „Red Car-
pet Academy & Business Coa-
ching KG“ ist Stefan Krenn.

Krenn war einst enger Mit-
arbeiter des ÖVP-Staatssekre-
tärs Reinhold Lopatka, ist in 
der Bundes-ÖVP perfekt ver-
netzt und ist auch Mehrheits-
gesellschafter der „Red Car-

pet Opinionleader Con-
sulting GmbH“. NEWS 
sandte Krenn eine Ko-
pie der Rechnung von 
der Festplatte der Kärnt-
ner Freiheit lichen.

Krenn: „Das ist rich-
tig, die ‚Connect‘ hat 
für uns einen Auftrag 
abgewickelt. Es ging um 
Marketingberatung.“ 
Auch die Rechnungs-
höhe von 60.000 Euro 
sei korrekt: „Das war 
die Leistung der ‚Con-
nect‘ auch wert.“ Er sei 
nur deshalb auf die 
„Connect“ gekommen, 

weil das „die einzige Agentur 
war, die ich in Kärnten 
kannte“. Und gekannt habe 
er die blaue Parteiagentur 
„aus meiner früheren Tätig-
keit in der ÖVP, aus der Zeit 
von Schwarz-Blau“.

Um Parteienfinanzierung 
sei es in seinem Fall jedoch 
nicht gegangen, so Krenn: 
„Ich möchte den Namen mei-
nes Kunden nicht nennen, 
kann aber versichern, dass der 
Kunde und diese Marketing-
beratung absolut gar nichts 
mit Politik zu tun hatte. Es 
ging um Medienkooperatio-
nen, um Zielgruppendefinitio-
nen, um ganz klassische 
Dinge.“

K U R t  K U C H

aUFsCHlUssREICH. Die digitalen Dokumente der Agentur der Kärntner Freiheitlichen.
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coNNEct-BoSS. 
Der FPk-Politiker 
und Landtagsab-
geordnete Man-
fred Stromberger 
ist der Geschäfts-
führer der Partei-
agentur „con-
nect“. Über den 
Fall Seeber will er 
nicht sprechen: 
„Das ist ein Ge-
schäftspartner,  
da kann ich nicht 
einfach so drüber 
reden.“
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Vereinbarung 
 

abgeschlossen zwischen 

 

1. Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H.; 

Karfreitstraße 4/1, 9020 Klagenfurt, 

einerseits  

 

und 

 

2. Dr. Gert Seeber, geb. am 18.5.1942, Rechtsanwalt, 

Pierlstraße 33, 9020 Klagenfurt, 

andererseits wie folgt: 

 

 

 

1. Die Firma Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. verfügt über ausgezeichnete Kontakte zu 

mehreren Mitgliedern der Kärntner Landesregierung, insbesondere auch zum Wirtschafts- und Tourismus-

referat, weiters zur Geschäftsführung verschiedener Tochtergesellschaften des Landes Kärnten oder solcher 

Gesellschaften, die zumindest im maßgeblichen Einfluss des Landes Kärnten stehen. Ebenso verfügt die 

Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. über gute Kontakte zu maßgeblichen Exponenten der 

Klagenfurter Stadtregierung (Stadtsenat) und zu verschiedenen maßgeblichen Spitzenmandataren (Bür-

germeistern, Vizebürgermeistern) weiterer Gemeinden in Kärnten. 

 

Die Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. ist daher in der Lage, Auftragserteilungen an 

Rechtsanwalt Dr. Gert Seeber zu fördern und Herrn Dr. Seeber in solchen Dingen strategisch zu beraten 

und auf die Genehmigung und Zuerkennung ausreichend hoher Vertretungshonorare einzuwirken.  

 

Die Firma Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. wird sich daher bemühen, dass sowohl in 

diesem Jahr als auch in den Folgejahren entsprechende Aufträge an die Rechtsanwaltskanzlei Dr. Gert 

Seeber erteilt werden, sei es Mandate im Auftrag des Landes Kärnten direkt oder durch im Einflussbe-

reich des Landes Kärnten und/oder anderer Kärntner Gemeinden stehende Gesellschaften wie beispielswei-

se die Kärnten Tourismus Holding AG.  

 

2. Die Vertragsteile kommen daher wie folgt überein: 

 

a) Unter der Voraussetzung, dass im Jahre 2006 ein Auftragsvolumen aus dem obgenannten Bereich erlangt 

werden können sollte, wird eine pauschale Akquisitionsprämie für die Connect Werbe- und Beratungs-

agentur Ges.m.b.H. in der Höhe von € 80.000,-- zuzüglich Umsatzsteuer vereinbart, die spätestens mit 

Gutschrift des Honorars zur Bezahlung fällig wird. 

 

b) Unterschreitet das Auftragsvolumen den angestrebten Mindestumfang von € 100.000,-- so reduziert sich 

die Prämie auf 30% des erlangten Honorarvolumens. 

 

c) Für künftig nach dem Jahr 2006 über Intervention der Connect Werbe- und Beratungsagentur 

Ges.m.b.H. an die Rechtsanwaltskanzlei Dr. Gert Seeber erteilten Aufträge wird eine Prämie von 30% 

zuzüglich Umsatzsteuer des Nettohonorars vereinbart, soweit nicht im konkreten Auftragsfalle zwischen 

den Vertragsteilen eine andere Vereinbarung getroffen werden sollte. 

 

d) Bei unterschiedlichen Standpunkten darüber, ob ein Mandat vom Auftragnehmer Dr. Gert Seeber direkt 

(ohne Intervention der Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H.) erlangt wurde oder erst durch 

die Intervention der Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. gilt als verabredet, dass im Zwei-

felsfalle eine Auftragsverschaffung durch die Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. nur dann 

als zustande gekommen gilt, wenn vor Auftragserteilung schriftlich vereinbart wird, dass das jeweils an-

gestrebte Mandat durch die Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H. vermittelt wird. 

3. Voraussetzung für den Eintritt der Fälligkeit einer Prämie ist eine entsprechende Rechnungslegung durch 

die Connect Werbe- und Beratungsagentur Ges.m.b.H.. 

 

Im Hinblick auf möglicherweise besondere Liquiditätserfordernisse im Jahr 2006 erklärt sich Dr. Gert 
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